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In den vergangenen Jahren hat sich mit dem „investiven Sozialstaat“ sowohl 
auf politischer als auch auf akademischer Ebene ein Konzept verbreitet, das 
dem Wohlfahrtsstaat neben oder statt einer Absicherungs- und Schutzfunktion 
verstärkt auch vorbeugende und aktivierende Aufgaben zuordnet. Der Wohl-
fahrtsstaat soll demzufolge vor allem durch Investitionen in Bildung, Präventi-
on und Chancengleichheit die Eintrittswahrscheinlichkeit von negativen Ereig-
nissen wie Arbeitslosigkeit und Armut minimieren sowie systematisch und in 
den unterschiedlichen Lebensphasen Unterstützung zur Aufnahme von Be-
schäftigung und zur Arbeitsmarktintegration leisten. Auf europäischer Ebene 
wurde das Konzept des Sozialinvestitionsstaats im Fahrwasser der EU-
Beschäftigungsstrategie als europäische Sozialpolitikstrategie ausformuliert mit 
dem Ziel, die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit Europas sozialpolitisch zu 
flankieren. Dies mündete in die Verabschiedung des Pakets für Sozialinvestitio-
nen, mit dem diese Art der Sozialpolitik gefördert werden sollte. Das zugrunde 
gelegte Konzept schloss an eine Debatte in den Sozialwissenschaften an (Es-
ping-Andersen 2002), die sich dynamisch weiterentwickelt und zur Formulie-
rung eines sozialpolitischen Paradigmas geführt hat, das auf die zentralen Prob-
leme aktueller Sozialstaatlichkeit eine Antwort geben will (Morel et al. 2011; 
Hemerijck 2017a).  

Dieses Paradigma eines sozialinvestiven europäischen Sozialmodells zeich-
net sich durch drei Kennzeichen aus (Hemerijck 2015): Erstens soll das Human-
kapital der Bevölkerung bestmöglich entwickelt und für den Arbeitsmarkt be-
reitgestellt werden, zweitens soll die soziale Ungleichheit vor allem dadurch 

|| 
*Kontaktpersonen: Dr. Ortrud Leßmann, internationales forschungszentrum für soziale und 
ethische fragen (ifz), Mönchsberg 2a, 5020 Salzburg, Österreich, E-Mail: olessmann@ifz-salzburg.at 
Elisabeth Buchner. internationales forschungszentrum für soziale und ethische fragen (ifz), 
Mönchsberg 2a, 5020 Salzburg, Österreich, E-Mail: ebuchner@ifz-salzburg.at 
Dr. Gunter Graf, Bildungs- und Konferenzzentrum St. Virgil, Ernst-Grein-Straße 14, 5026 Salzburg, 
Österreich, E-Mail: guntgraf@gmail.com  
Martin Schenk, Diakonie Österreich, Schwarzspanierstraße 13, 1090 Wien, Österreich, E-Mail: 
martin.schenk@diakonie.at 



264 | Leßmann, Buchner, Graf und Schenk  

 

vermindert werden, dass die intergenerationelle Weitergabe von Lebens- und 
Beschäftigungschancen durch gezielte Förderung von Bildungsprozessen 
durchbrochen wird, und drittens sollen Sozialausgaben im verstärkten Maße 
dahingehend geprüft werden, inwiefern diese wirtschaftlich produktive Wir-
kungen zeigen und insbesondere auch eine ökonomische Pufferfunktion erfül-
len. Im Zentrum steht hiermit eine vorausschauende Sichtweise, die sozialpoli-
tische Intervention als Systemelement einer dynamischen sozialen 
Marktwirtschaft begreift. 

1 Die Debatte über Sozialinvestitionen und der 
deutschsprachige Beitrag dazu 

Auf wissenschaftlicher Ebene ist der Diskurs über soziale Investitionen nach 
wie vor intensiv (Kvist 2015; Bothfeld/Rouault 2015; Jenson 2017; Busemeyer et 
al. 2018). Zu diesem will auch dieses Schwerpunktheft beitragen. Die Debatte 
wird größtenteils auf Englisch geführt – weshalb sie von Dingeldey (2006: 5) als 
„britischer Diskurs“ bezeichnet wird. Dies hat viel damit zu tun, dass er vor 
allem international und in Bezug auf das europäische Sozialmodell stattfindet. 
Zwar ist auf politischer Ebene das Schlagwort des investiven Sozialstaats weni-
ger präsent, seit Präsident Juncker die „Europäische Säule sozialer Rechte“ als 
neue sozialpolitische Leitlinie vorangetrieben hat. Trotzdem sind zentrale Ele-
mente der sozialinvestiven Idee nach wie vor im wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Diskurs der EU klar erkennbar. Durch die Beobachtung der Lage in den 
Mitgliedsstaaten und ihre wirtschaftspolitischen Empfehlungen im Rahmen des 
Europäischen Semesters übt die Europäische Kommission ferner Einfluss auf 
nationale Sozialpolitik aus. So lässt sich auch für die deutschsprachigen Län-
der, die dem konservativ-korporatistischen Typ der Wohlfahrtsstaaten bei Es-
ping-Andersen (1998) zugerechnet werden, eine Hinwendung zu Sozialinvesti-
tionen konstatieren: In allen drei Ländern hat sowohl eine Änderung der 
Familien- und Bildungspolitik durch eine Stärkung der Kinderbetreuung und 
frühkindlichen Bildung als auch eine Stärkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
mit besonderem Auge auf den Einstieg ins Berufsleben stattgefunden.1 Doch 
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diese investive Wendung der Sozialpolitik ist einerseits nicht überall gleich, 
sondern unterscheidet sich in der Ausgestaltung danach, auf welche Institutio-
nen und Traditionen sie trifft (Häusermann/Palier 2017). Andererseits ist sie im 
deutschsprachigen Raum oft nicht unter dem Stichwort Sozialinvestitionen 
diskutiert worden. Stattdessen wird – zumindest in Deutschland – eher von 
präventiver oder vorbeugender Sozialpolitik gesprochen (Busemeyer et al. 2013; 
Schroeder 2014; Schroeder et al. 2018). Der letzte Begriff hat insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen eine wichtige Bedeutung, das dezidiert Forschung dazu 
fördert (www.fgw-nrw.de/sozialpolitik). Teils werden aber auch nur Elemente 
der investiven Sozialpolitik in den Mittelpunkt gestellt, zum Beispiel unter dem 
Stichwort „Aktivierung“, „aktive Arbeitsmarktpolitik“ und „aktivierender Sozi-
alstaat“ (Eichhorst 2008; Atzmüller 2009; Duell et al. 2010). Ferner ist in 
Deutschland die soziologische Lebensverlaufsforschung besonders stark veran-
kert. Dies hat zum Konzept der lebenslauforientierten Sozialpolitik geführt 
(Naegele 2010). Zwar spielt in dem Konzept die Forderung nach „Investitionen 
in Kinder“, „Bildungsinvestitionen“ und „Investition in Humankapital“ eine 
Rolle, jedoch wird nicht explizit auf Sozialinvestitionen Bezug genommen. Um-
gekehrt ist jedoch die Orientierung am Lebenslauf ein wesentlicher Bestandteil 
des Sozialinvestitionsstaates (Dollinger 2007), und die Protagonistinnen und 
Protagonisten der sozialen Lebenslaufpolitik haben auch zur Literatur der So-
zialinvestitionen beigetragen (Schmid 2010, 2017).  

2 Kritik des Sozialinvestitionsstaates und 
normativer Analyserahmen  

Umfassende Kritik an diesem Konzept richtet sich vor allem auf die Blindheit 
gegenüber bestehender sozialer Ungleichheit, die Frage nach dem Verhältnis 
und der Priorisierung ‚investiver‘ Sozialpolitiken zu den bestehenden sozialen 
Sicherungssystemen, die Verknüpfung der „Sozialinvestitions-Rhetorik“ mit der 
Privatisierung sozialer Risken oder die Behandlung sozialpolitischer Bedarfe 
jenseits der direkten Förderung von Beschäftigungsfähigkeit (Jenson/Saint-
Martin 2003; Cantillon/Van Lancker 2013; Bothfeld/Rouault 2015; Kvist 2015; 
Meichenitsch et al. 2016; Barbier 2017; Laruffa 2017; Bonoli/Liechti 2018). Aller-
dings gibt es auch Überlegungen dazu, wie die Ziele des Sozialinvestitionsan-
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satzes besser mit den herkömmlichen Zielen der Sozialpolitik und normativen 
Strukturen in Einklang zu bringen sind (Nolan 2013; Hemerijck 2017b; Buse-
meyer et al. 2018). Sie schlagen vor, den Ansatz als einen (normativen) Analyse-
rahmen für Sozialpolitik zu sehen. Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die Frage des 
Zwangscharakters einer Politik der Sozialinvestitionen und seiner psychosozia-
len Auswirkungen auf Betroffene, z. B. über die Qualität von Arbeitsmarktmaß-
nahmen wie 1-Euro-Jobs, entwürdigende „Verfolgungsbetreuung“, die Senkung 
der „Schwelle der Respektabilität“ (Dörre 2017; Patrick 2017).  

Sozialpolitische bzw. wohlfahrtsstaatliche Konzepte waren bisher an eine 
Theorie der Volkswirtschaftslehre gebunden (Hemerijck 2017b: 389; Dingeldey 
2006): Der Wohlfahrtsstaat in der Mitte des 20. Jahrhunderts war geprägt vom 
Keynesianismus und seiner Nachfrageorientierung. Die Sozialausgaben würden 
zu höherer Nachfrage führen und so einen Multiplikator-Prozess in Gang setzen, 
der letztlich der Wirtschaft insgesamt zugutekommt. Mit den Ölpreisschocks 
und dem Einsetzen der Arbeitslosigkeit seit Beginn der 1970er-Jahre fand in der 
Volkswirtschaftslehre eine Wendung zur Neoklassik bis hin zum Monetarismus 
statt. Die entsprechende Politik des „schlanken“ oder „Nachtwächter-Staats“, 
der die Angebotsseite stützt, indem er dem Markt möglichst freies Spiel lässt, 
hat allerdings de facto nicht zu einer Verringerung, sondern zu einer Auswei-
tung der Sozialausgaben geführt. Seither lässt sich jedoch in der Volkswirt-
schaftslehre kein klares neues Paradigma erkennen. Besonders durch die globa-
le Finanzkrise im Jahr 2008 haben keynesianische Ideen wieder mehr 
Beachtung erfahren; eine „plurale Ökonomik“ wird angemahnt. Zum einen fehlt 
also schlicht die dominante volkswirtschaftliche Theorie, in der sozialpolitische 
Leitlinien verankert sein könnten. Zum anderen ist zweifelhaft, ob der Fokus auf 
ökonomische Theorien für die Sozialpolitik (noch) angemessen ist.  

Dementsprechend hält Bothfeld (2016) eine rein ökonomische Begründung 
sozialpolitischer Ausgaben für „unterkomplex“ und nimmt von Nolan (2013) die 
Idee auf, den Sozialinvestitionsstaat als normativen Analyserahmen für Sozial-
politik zu sehen. Sie unterscheidet drei Funktionen der Sozialpolitik, die jeweils 
auf der Ebene von Individuum, Gesellschaft und staatlicher Verfasstheit wirken 
(Bothfeld 2017a): Erstens zielt der Sozialstaat in seiner sozialen Funktion auf 
Sicherheit durch individuelle Absicherung und Fairness auf gesellschaftlicher 
Ebene. Zweitens zielt er in seiner politischen Funktion auf den Erhalt politischer 
Legitimität durch die Gewährleistung individueller wie kollektiver politischer 
Rechte und Freiheiten. Drittens zielt er mit seiner ökonomischen Funktion auf 
Wohlstand durch den Aufbau von Humankapital auf individueller und Produk-
tionskraft auf gesellschaftlicher Ebene (siehe auch Kaps et al. 2017: Kap. 2).  
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Dabei hat sich beispielsweise gewandelt, was unter „Sicherheit“ als Ziel der 
sozialen Funktion verstanden wird. Ging es in früheren Jahren um Statuserhalt, 
geht es heute um „reflexive Sicherheit“, d. h. darum, die Entwicklung individu-
eller und eigensinniger Lebenspläne und -projekte perspektivisch abzusichern 
(Bothfeld 2017b). Durch diesen Wandel ist die soziale Funktion, die über die 
ökonomische Funktion der materiellen Absicherung hinausgeht, deutlicher 
hervorgetreten. Deshalb gibt die Idee von Sozialinvestitionen mit ihrem vorbeu-
genden Charakter den Anstoß, auch soziale und politische Funktionen der So-
zialpolitik zu benennen (Bothfeld 2016). Zugleich ist die Perspektive der Sozial-
investitionen dadurch gekennzeichnet, dass soziale, politische und 
ökonomische Funktionen Hand in Hand gehen. Sie lassen sich zwar analytisch 
trennen, aber zur Begründung von Sozialinvestitionen werden alle drei Funkti-
onen angesprochen. Zudem lässt sich dieser Rahmen für die normative Ausrich-
tung der Sozialpolitik nutzen. Die Grundideen des Sozialinvestitionsstaats kön-
nen wie folgt zusammengefasst werden (Bothfeld 2017a): 

Tabelle 1: Grundideen des Sozialinvestitionsstaates nach Funktionen und Ebenen  

Funktion 
Ebene 

Soziale Politische Ökonomische

Individuum Reflexive Sicherheit: Indi-
vidueller Lebensverlauf,  
„Sicherheitsnetz“

Humankapital 

Gesellschaft Chancengleichheit
(Wettbewerbsgesellschaft) 

Sozialer Zu-
sammenhalt 
(Minderung 
eklatanter 
sozialer Un-
gleichheit)

Erwerbstätigengesellschaft 

Wohlfahrtsstaat  (Liberale De-
mokratie) 

Fiskal- und wirtschafts-
politischer Rahmen (im EU-
Kontext)

Quelle: in Anlehnung an Bothfeld (2017a) 

Auf individueller Ebene zeigt sich durch die Betrachtung des Lebensverlaufs, 
dass es insbesondere die Übergänge wie jener von der Schule in den Beruf oder 
vom Single-Dasein zur Familie sind, die risikobehaftet sind. Der Diskurs zu den 
Sozialinvestitionen betont die Ausrichtung am Lebensverlauf (Dollinger 2007; 
Kvist 2015; Hemerijck 2017a). Dies bedingt die Notwendigkeit „reflexiver“ Si-
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cherheit, d. h. des (gesellschaftlichen) Versprechens, individuelle Selbstbe-
stimmung auch in Zukunft zu sichern (Bothfeld 2017b: 369) (Tabelle 1). Die sozi-
ale Funktion der reflexiven Sicherheit geht Hand in Hand mit der ökonomischen 
Funktion der Stärkung des Humankapitals, die zunächst den Kern von Sozialin-
vestitionen ausmachte (Vandenbroucke et al. 2011; Busemeyer et al. 2013; Nolan 
2013): Zum einen ermöglicht sie den Freiraum für individuelle „Bildungsinvesti-
tionen“, zum anderen sind diese die Grundlage für die individuelle Gestaltung 
der Lebensverläufe. Die politische Funktion von Sozialpolitik wird jedoch weni-
ger diskutiert bzw. kommt erst jetzt in den Fokus (Jenson 2012; Laruffa 2017; 
Garritzmann et al. 2018).  

Auf gesellschaftlicher Ebene zielt der Sozialinvestitionsstaat vor allem auf 
sozialen Zusammenhalt und Ausgleich ab – die europäischen Dokumente spre-
chen von „social cohesion“ (Vandenbroucke et al. 2011). Für Individuen wird 
dabei die ökonomische Funktion der Teilnahme am Markt und ihre Rolle als 
Erwerbstätige betont und dies in sozialer Funktion durch die Ausrichtung an 
Prinzipien von Wettbewerb, Chancengleichheit und Leistungsgerechtigkeit 
unterstützt, die auch von weiten Teilen der Bevölkerung akzeptiert werden 
(Schöneck/Bothfeld 2018; Garritzmann et al. 2018). Auf Ebene des Wohlfahrts-
staats steht die ökonomische Funktion der Rahmensetzung im Mittelpunkt – 
freilich eingebettet in den europäischen Kontext. Der Sozialinvestitionsstaat ist 
grundsätzlich mit dem Leitbild einer liberalen Demokratie vereinbar, doch diese 
Verbindung wird eher als Kritik denn als inhärenter Bestandteil des Konzeptes 
formuliert: Besonders in der Auseinandersetzung mit der Finanzmarktkrise 
wurde das Konzept vor allem dafür gepriesen, Effizienz und Gerechtigkeit mit-
einander zu vereinbaren (Mertens 2017). Die Dominanz ökonomischer und sozi-
aler Argumente für Sozialinvestitionen ist als bewusste Strategie der De-
Politisierung kritisiert worden (Laruffa 2017).  

Die Leerstellen und eingeklammerten Begriffe in der Tabelle deuten also auf 
einen weiteren Diskussionsbedarf darüber hin, inwiefern Sozialinvestitionen 
politische Teilhabe voraussetzen. Wie können Individuen ihren Lebenslauf 
gestalten und das Prinzip der Chancengleichheit Geltung haben, ohne dass die 
Ausrichtung der Sozialinvestitionen in einem politischen Prozess ausgehandelt 
wird?  
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3 Beiträge zur Debatte und Anwendung des 
Konzepts in diesem Heft 

Vor diesem Hintergrund greift das Sonderheft das Konzept der sozialen Investi-
tionen bzw. des sozialinvestiven Sozialstaates auf. Es wird auf verschiedenen 
Ebenen und aus unterschiedlichen Blickwinkeln beleuchtet und so in seiner 
Komplexität einem breiten deutschsprachigen Publikum zugänglich gemacht. 
Im ersten Beitrag ziehen Ortrud Leßmann und Elisabeth Buchner den Capability-
Ansatz heran, um den Begriff der sozialen Investitionen zu spezifizieren. Insbe-
sondere klären sie, welche Rolle Gruppen für Sozialinvestitionen aus Sicht des 
Capability-Ansatzes spielen. Sie argumentieren dafür, dass Gruppen ihren Mit-
gliedern in erster Linie die Möglichkeit des „öffentlichen Vernunftgebrauchs“ 
bieten. Dieses gemeinsame Nachdenken über Probleme ermöglicht jedem 
Gruppenmitglied, seine eigene Position zu finden und gegebenenfalls zu revi-
dieren. Am Beispiel des partizipativen Forschungsprojekts RE-InVEST geben die 
Autorinnen einen Einblick, wie dieser Aspekt empirisch umgesetzt werden 
kann. Thomas Leoni untersucht im zweiten Beitrag die bisherige Rolle und das 
Potenzial der sozialinvestiven Idee für die Bewältigung der Herausforderungen, 
denen sich die EU stellen muss. Obwohl er normative Unzulänglichkeiten iden-
tifiziert, sieht Leoni soziale Investitionen als ein hilfreiches Konzept für Europa 
vor allem aus zwei Gründen: Dieser Ansatz hilft dabei, zum einen Lösungen für 
einige der drängendsten sozialpolitischen Herausforderungen europäischer 
Länder zu finden und zum anderen durch eine integrierte Betrachtung von sozi-
alen und wirtschaftlichen Zielsetzungen die asymmetrischen europäischen 
Governance-Strukturen zu hinterfragen. Im dritten Beitrag geht René Lehwess-
Litzmann aus dem Blickwinkel der Sozialinvestitionen auf die monetären An-
strengungen ein, die europäische Länder zwischen 2006 und 2015 im Bereich 
aktiver und passiver Arbeitsmarktpolitik getätigt haben. Er zeigt, dass in den 
vergangenen Jahren kein Trend zu mehr Sozialinvestition in diesem Bereich 
festzustellen ist. Qualifizierungsausgaben wurden in den meisten Ländern so-
gar eher geschwächt, und die Ressourcen, die dem oder der einzelnen Arbeits-
suchenden zur Verfügung gestellt wurden, nahmen ab. Zwischen europäischen 
Ländern bestehen nach wie vor deutliche Unterschiede, was die Größenord-
nung arbeitsmarktpolitischer Ausgaben betrifft. Im vierten und letzten Beitrag 
des Sonderheftes schlagen Karin Heitzmann und Sandra Matzinger eine Defini-
tion von Sozialinvestitionen vor, die gewinnbringend in empirischen Studien 
verwendet werden könnte und die sich an der ökonomischen Humankapital-
theorie orientiert. Sie argumentieren, dass mit Sozialinvestitionen zwar unter-
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schiedliche Ziele erreicht werden sollen, die Wege zur Zielerreichung im Kern 
aber ähnlich sind: Investition in das Humankapital, Erhöhung der Beschäfti-
gungsfähigkeit sowie die (durch diese beiden Maßnahmen zu erzielende) nach-
haltige Inklusion in den Erwerbsarbeitsmarkt. Sozialpolitische Maßnahmen, die 
zumindest eine dieser drei Ebenen direkt beeinflussen (bzw. darauf abzielen, 
diese Ebenen zu beeinflussen), definieren sie als Sozialinvestitionsmaßnahmen.  

Dieses Sonderheft geht aus zwei Fachgesprächen hervor, die im November 
2015 und Februar 2017 am „internationalen forschungszentrum für soziale und 
ethische fragen (ifz)“, Salzburg durchgeführt wurden. Die Fachgespräche wie-
derum waren eingebettet in das von der Europäischen Union geförderte For-
schungsprojekt „Re-InVEST“2. Wir bedanken uns bei all den Kolleginnen und 
Kollegen, die sich eingebracht haben und ohne die dieses Sonderheft nicht 
möglich gewesen wäre! 
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